
;Aktenzeichenf

1„Béä_géläé

Verkündet

am 20„Septol96l

AI m Nla m e n d e 3 V o l k e s

In
Sachen

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: „„„„„ . „„„„„„„„„„„„„

\

hat der 70 Senat des Bundessozislgerichts auf die münd—

liche Verhandlung vom 200 September 1961, an der mitge—

7 wirkt haben

Senatspräsident Dr. B e r n d t

als Vorsitzender9
}

Bundesrichter Dr° K l ä B
_

und

Bundesrichter Dr. K r e b s

als weitere Berufsrichter7'
'Bundessozialrichter Dr. L e n h a r d t Ü ' “und

Bundessozialrichterin Dr. K o l b H

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Schlesi

‘ wié—Holsteinischen Landessozialgerichts vom 1. November 195

aufgehoben°

' Der Rechtsstreit wird zur
erneuten Verhandlung und Entschei

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen„
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Die Klägerin war bis Februar 1945 in ihrer Heimat Stettin

als Verkäuferin und Stenotypistin tätig„ Sie ist Vertriebe—

ne und wohnte nach ihrer Flucht in Kleve; Kreis Norderdith—

närschen. Am 26° November 1949 meldete sie sich arbeitslos

und stellte am 28„ November Antrag auf Ärbeitslosenfürsor—

geunterstützung (Alfa)° Vom 29. November 1949 an bezog sie

Alfu bzw° später Arbeitslosenhilfe (Alhi)„ Seitdem hat siei

nur gelegentäich bei Erntearbeiten geholfen, und zwar im—
Höchstfalle bis zu einer Beschäftigungsdauer

von sieben
Wochen° Mit Bescheid vom 17„ September 1956 wurääihr der

Anspruch auf Alhi mit Wirkung vom 30; September l956 ent—

zogen, weil sie innerhalb des letzten Jahres vor der letzten
Arbeitslosméldung nicht mindestens zehn Wochen in entlohn—

ter Beschäftigung gestanden habe und daher die Vorausset—

zungen für eine Weiterbewilligung nach 5 141 a Abs. 1 Nr° 4
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver—

sicherung (AVAVG) aF nicht erfülle. In ihrem Widers„ruch

machte die Klägerin geltend, sie habe sich bereits im Jahre

1946 arbeitslos gemeldet, aber
wegen der ungünstigen Lage

‚ihres Wohnortes ohne ihr Verschulden keine Beschäftigung

finden können„ Der Widerspruch wurde mit Bescheid vbm 16„

Oktober 1956 zurückgewiesen. Die Vergünstigung des @ 141 a
Abs° 2 sei nicht anwendbar; maßgebend für die darin vorge—

sehene Zweijahresfrist sei die Arbeitslosmeldung von 1949,

die den Unterstützungsantrag in Lauf gesetzt habe, nicht ’

aber eine etwaige vom Jahre 19460

Das Sozialgericht (SG) Schleswig wies mit Urteil vom 22„.

Januar 1957 die Klage abo

" Das Lahdessozialgericht (LSG) — in der Besetzung mit einem
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Landessozialgerichtsrat als_Vorsitzendemy einem Amtsge—

richtsrat und einem Sozialgerichtsrat als weiteren'Be—

rufsrichtern und zwei Landessczialrichter■
— hob mit Ur—

teil vom 1„ NoVemberl957 das erstinstanzliche Urteil so—
wie die Bescheide der beklagten auf und verurteilte die

Beklagte, der Klägerin über die Gewährung der Alhi für

die Zeit nach dem Bo, September 1956.ainen neuen Bescheid

zu erteilen; Es führte zur Begründung aus‚‘die Klägerin

erfülle die Voraussetzungen für den Dezug von Alhi über

den 30„ September 1956 hinaus. Nach 5 141 a Abs. 2 AVAVG

aF gelte bei Vertriebenen die "kleine Anwartschaft" als

er üilt, Wenn sie innerhalb der letzten zwei Jahre vor

der Arbeitslosmeldung im Geltungsbereich des Gesetzes Auf—

enthalt gen0mmen haben und ohne ihr Verschulden eine An— V

wartschaft nicht erfüllen konnten„ Die hier in Frage kommende

Arbeitslosmeldung sei die vom Frühjahr 1946 gewesen„ Zwar

sei bei einer wirksamen Arbeitslosmeldung im Sinne dieser
VVorschrift erforderlich, daß sie in Zusammenhang mit einem

Unterstützungsantrag stehe? dies sei aber bei der Klägerin

der Fall; denn der von der Klägerin am 28. November 1949

gestellte Unterstützungsantrag stehe noch in Zusammenhang

mit der Arbeitslosmeldung vom Frühjahr 1946„ Seit dieser

Zeit sei die Klägerin unverändert arbeitslos geblieben und
‘ habe sich nicht von dem Wunsche entfernt, wieder Arbeit zu

erhalten° Sie habe jede Gelegenheit benutzt, um tätig zu
sein, und

teilWeise
auch Beschäftigungen von nicht unwesent—

licher Dauer (bis zu sieben Wochen) ausgeübt° Sie sei also,
auch wenn sie sich nicht der Meldekontrolle unterzogen habe,

arbeitslos geblieben. Daher sei die Arbeitslosmeldun; der
Klägerin vom 26. November 1949 weder als erste noch als neue

Arbeitslosmeldung zu werten; sie stelle lediglich eine Do—
kumentation des bereits jahrelang bestehenden Zustandes der

Arbeitslosigkeit dar..Die Klägerin habe auch ohne ihr Ver—.

schulden die "kleine Anwartschaft" nicht erfüllen können°

Somit lägen alle Voraussetzungen für die Gewährung von Alhi

über den 30. Segtember 1956 hinaus vor. Das LSG ließ?dießRé—
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[vision zu°

‘Die Beklagte legte gegen das am 6. März 1958 zugestellte

Urteil am 2° April 1958 Revision ein und begründete sie

‚am 2° Mai 1958" Sie trägt vor, aus dem Zusammenhang
‚zwischen 5 141

a Abs. 2 AVAVG und‘Abs° 1 Nr, 4 ergebe

sich, daß die Zweijahresfrist von der letzten Arbeitslos—
lmeldung‚ die dem erstmaligen Antrag auf Unterstützung vor—

ausgeht, zurückgerechnet werden muß„ Eine.frühere Arbeits—-

losmeldung verliere ihre Wirksamkeit,
wenn die dem Arbeits—

amt mitgeteilte Tatsache, nämlich daß der sich Meldende
arbeitslos sei und den Willen habe, eine Arbeitnehmer—
tätigkeit aufzunehmen, nicht mehr fortbesteheo Nach Be—
endigung einer Zwischenbeschäftiguhg, während der der Ar—

beitslose nicht mehr arbeitslossgewesen Sei; müsse erneut

eine Arbeitslosmeldung erfolgen. Diese sei dann jeweils

die letzte Arbeitslosmeldung°

Die Beklagte beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Shhléswig—Hdlstcinischex

_
'LSG vom 1, November 1957 die Berufung der Klägerin
A'gegen das Urteil des SG Schleswig vom 22. Januar 1957

zurückzuweisen, '

hilfsweise, den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSG Schleswig zurückzuverwei—

sen° ' "

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

-_‚H°
Die durch Zulassung statthafte (@ 162 Abel 1 Nr‚ 1 des So—
zialgerichtsgesetzes —SGG—)‚ form— und fristgerecht ein—

}_gelegte Revision ist begründet,”

Was zunächst die formale Seite betrifft, so haben an der
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mündlichen Verhandlung, auf die das angefochtene
Urteil

er—

gangen ist, als Berufsrichter neben dem Vorsitzenden ein Amts—

geric t5rat und ein Sozialgerichtsrat zmitgewirkt. Der Senat

ist damit nicht vorschriftsmäßig besetzt gewesen, weil die“

gleichzeitige Mitwirkung von zwei Hilfsrichtern in einem Se—

nat des LSGnicht zulässig ist ‚(BSG9, 11; 11, 22). Die Be—
klagte hat diesen Verfahrensmangel jedoch nicht gerügt. Das

Bundessozialgericht (BSG) kann ihn nicht von Amts wegen be—
rücksichtigen (BSG Urteile vom 28. Juli 1961 — 8 RV 145/59

7

und 25'. August 1961 — 2 RU 259/58 -). Nach diesen Urteilen,

denen sich der Senat anschließt, ist auch bei einer zuge—

lassenen Revision die Frage der Besetzung nur zu prüfen,

wenn hierzu ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt

ist. Die fehlerhafte Besetzung des LSG steht daher einer

‘Sachentscheidung des Senats nicht entgegen. .

Materiell konnte der Revision der Erfolg nicht versagt weré

den, weil der vom LSG festgestellte Sachverhalt nicht zu der

Entscheidung ausreicht, ob der Klägerin ein Anspruch auf

Alhi über den 30. September 1956 hinaus zusteht° Auf den Fall

findet das.AVAVG in der Fassung des Gesetzes zur Änderung und

Ergänzunggdes AVAVGvom 16. April 1956 (BGBl I 243), in Kraft
seit dem 1. April 1956 (Art. III 5 5 des Gesetzes). Anwendung
(vgl. Art. II @ 1 Nr. 2). Danach hat Anspruch auf Alhi u.a., were

— bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen — innerhalb eines

Jahres vor der letzten Arbeitslosmeldung, die dem erstmaligen

-Antrag auf_Unterstützung vorausgeht‚ entweder Arbeitslosen—

unterStützung (Alu) bezogen Oder mindestens zehn Wochen in ent—
lohnter Beschäftigung gestanden hat (5 141 a Abs. 1 Nr. 4 a und

b AVAVG)° Diese Voraussetzung gilt bei Vertriebenen und Sowjet—
zonenflüchtlingen im Sinne der 55 1 bis 3 des Bundesvértriebe—
hengesetzes als erfüllt, wenn sie innerhalb der letzten zwei

Jahre vor der ArbeitSIosmoldung im Geltungsbereich des Ge—
setzes Aufenthalt genommen haben ........ und ohne ihr Ver—

lschulden die Voraussetzungen des Abs. 1 Nr. 4 nicht erfüllen

konnten (5 141 a übe. 2 AVAVG). Die Klägerin hat innerhalb der

Jahresfrist des Abs. 1 Nr. 4 weder Alu bezogen noch mindestens
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_
(

Zehn Wochen in entlohnter Beschäftigung gestanden. Sie kann,

daher die Alhi nur unter den Voraussetzungen des 5 141 a Abs.

2 erhalten, müßte also innerhalb der letzten zwei Jahre vor,

der Arbeitslosmeldung in den Westen gekommen sein. Für den

Rechtsstreit ist die Frage entscheidend, welche ArbeitSlOo;‘
meldung für die Berechnung des Zweijahreszeitraumes maß;

gehend ist, die von 1946 — daß sie erfolgt ist, hat das LSG

bindend festgestellt - oder die von 1949. Der Senat ist
grundsätzlich der Auffassung, daß es sich im Abs. 2 ebenso

wie im Abs. 1 Nr. 4 um die letzte Arbeitslosmeldung handelt,

die dem erstmaligen Antrag auf Unterstützung vorausgeht.

Zwar ist in Abs. 2 die Arbeitslosmeldung nicht näher be—
zeichnet, wie dies in Abs. 1 N-. 4 der Fall ist, in dem zu—

sätzlich die Worte "vor der letzten Arbeitlesmcldung, die
dem erstmaligen Antrag auf Unterstützung vorausgeht" ent?

halten sind. Aber gerade aus diesem Fehlen einer näheren Be—

zeichnung in Verbindung mit dem Zusammenhang, der zwischen

beiden Absätzen besteht , ergibt sich, daß es sich bei "der..
Arbeitslosmeldung" des Abs. 2 ebenfalls um die letzte Ar—

beitslosmeldung handeln muß, die dem erstmaligen Antrag auf

Unterstützung vorausgeht. Abs. 2 des 5 141 a enthält nur '
einen Ersatztatbestand für die in Abs. 1 Nr. 4 geforderte
Leistungsvoraussetzung des Aluoezuges bzw. der zehnwöchi—

gen Beschäftigungäinnerhälb eines bestimmten Zeitraumes vor
dieser Arbeitslosmeldung. Hätte der Gesetzgeber bei der Ref

gelung des Ersatztatbestandes eine andere Arbeitslosmeldungg

gemeint als die in dem dadurch ersetzten Tatbestand, dann

hätte er dies ausdrücklich bestimmen müssen. Auch Sinn und

Zweck der Vorschrift rechtfertigen keine andere Auslegung.

Es sollte zugunsten der Vertriebenen eine Ausnahmevosschrift

geschaffen werden, und zwar insoweit, als sie für eine ge—zg

wisse Zeit nach ihrer Übersiedlung Alubezug oder Beschäfti—c

gung noch nicht nachzuweisen brauchten. Denn der Gesetzge—

ber ging davon aus, daß die in Abs. 2 genannten Personen in '

vielen Fällen nicht in der Lage sein würden, eine Beschäfti—
gung, wie sie Abs. 1 Nr. 4 b fordert, in angemessener Zeit

zu finden. Darum wird ihnen für eine gewisse Zeit ver der

Arbeitslosmeldung, nämlich für zwei Jahre, durch Abs, 2 eine

Vergünstigung gewährt. Dies ist aber nur dann sinnvoll, wenn

_ 7 f

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


diese Personen erst innerhalb der zwei
Jahre

vor der Ar—
béitslosmeldung, die eine Unterstützung auslöst, herüber—

gekommen sind. Befinden sie sich schon länger hier, so
entfällt der Anlaß zu der Vergünstigung° Dies ergibt

sich auch aus der Entstehungsgeschiohte des Ge3etzes.
_

“Während nach dem Regierungsentwurf (vgl. BT—Drucks. 1274,

@ 141 b) die Voraussetzungen des 5 141 a Abs. 1 Nr. 4 für
alle Vertriebenen als erfüllt gelten sollten, ohne daß

eine Einschränkung durch die weitere_Voraussetzung der
Aufenthnltnahme im Bundesgebiet innerhalb der letzten

' zWei Jahre vor der Arbeitslosmeldung vorgesehen war, hat

der Ausschuß für Arbeit in seinem ersten schriftlichen

Bericht (vgl. BSE—Drucks° 2101) diese weitere VorauSset—

zung
vorgeschlagen„weil

nur so die Besserstellung ge—

genüber der einheimischen Bevölkerung gerechtfertigt

sei. Daher ist grundsätzlich die Arbeitslosmeldung im
Sinne des Abs.—2 die gleiche wie die in Abs. 1, nämlich

diejenige, die den Unterstützungsantrag ausgelöst hat.

Dieses Ergebnis schließt jedoch die Möglichkeit nicht

aus, ausnahmsweise auch auf eine nicht mit dem Unter—

stützungsantrag verbundene frühere Meldung zurückzu—

greifen. Dies muß dann als zulässig gelten, wenn in

der Zwischenzeit Arbeitslosigkeit laufend fortbestan—

den hat und die neue Meldung nur eine'Wiederholung der

alten darstellt. Es wird dabei nicht_immer zu verlangen ‘
'sein, daß der Fortbestand der Arbeitslosigkeit dem Ar—

beitsamt erkennbar war; es genügt, wenn der Arbeits—

lose auf Grund des Verhaltens des Arbeitsamtes über-

zeugt sein durfte, das Arbeitsamt sehe ihn auch weiter

als arbeitslos an und er brauche in der Folgezeit nichts

zu veranlassen. Dann wurde die Wirkung der Arbeitslos—

meldung weiterbestehen, nämlich die Anzeige über Ein—

tritt oder Bestehen von Arbeitslosigkeit und die Be-

kundung der Bereitschaft, eine Arbéitnehmertätigkeit
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aufzunehmenochn Bedeutung wäre demgemäß in’vorliegenden
"‘FalleÄvor allem, was der Klägerin bei ihrer‚heldung vom

’Arbeitsamt im Juhre 1946 erklärt wurde und warum sie damals

keinen Antrag auf Unterstützung gest&lt bzw. warum des Ar—'
beitsamt sie nicht dazu veranlaßt hat. Les weiteren mühte '

geklärt werden, ob die Klägerin in der Zwischenzeit — wenn
auch nur vorübergehend — eine Arbeit aufgenommen hat, durch

welche die alte Arbeitslosmeldung gegenstandélos geworden

ist, oder ob sie auf Grund ihrer Belehrung durch_das Ar—
beitsamt annehmen könnte, sie brauche bei kurzen Beschäf—

‘ tigungen die Arbeitslosmeldung nicht zu wiederholen. War
4 _wi■diéh die Klägerin seit 1946 ununterbrochen arbeitslos._‘*

oder konnte sie auf Grund ihrer ersten Meldung annehmen,—\lv

das Arbeitsamt sehe sie trotz Nichtgewährung von Unter—

stützung auch für die Folgezeit äls arbeitslcs an, so
stellt die Meldung von 1949

nur eine Wiederholung derJe—'

nigen von 1946 dar;_dié Voraussetzungen der Alhi nach 5 141

a‘Abs. 2 AVAVGaFwärendanninsoweit erfüllt,
‘,

De tatsächliche Feststellungen fehlen, die dem Senat eine_‘
Vabschließende Entscheidung ernöglichcn‚ muß das ange£och-

g
tene Urteil_aufgehoben und die Sache zurerneuten Verhandéf

lung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen werden

(5 170Äbso2 Satz 2 SGG)„ '

Für seine neue Entscheidung sei das LSG darauf hingewiesen,

daß es_für den Fall einer Zubilligung von Alhi über den '

30° Segtember 1956 hinaus genügt, den Entziehungsbescheid
aufzuheben. Für eine Klage auf Weiterzahlung der Alhi fehlt.

das RechtsSchutzbedürfnis, weil mit der Aufhebung des Ent;.f
‘ziehungsbesoheides der ursprüngliche Benilligungsbescheid ‚

Wieder in Kraft tritt (vgl. Urteile des Senats vom21‚ "

April 1961 —7 RAr 39/59 und 7 RAr "57/6o)°
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Dem LSG bleibt auch dié Entscheidung über die Kösten des

Revisionsverfahrens überlassen„
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